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Liebe Leserinnen und Leser,

eine ereignisreiche Parlamentswoche liegt hinter

mir. Zwei unser zentralen Themen aus dem Wahl-

kampf konnten diese Woche auf dem Weg ge-

bracht werden.

Der flächendeckende, gesetzliche Mindestlohn

von 8,50€ pro Stunde kommt ab dem 01. Januar

2015. Damit werden wir eine Verbesserung für

rund vier Millionen Menschen in Deutschland er-

reichen. Es kann und darf nicht sein, dass derzeit

viele Menschen bei Vollzeitbeschäftigung von ih-

rer Arbeit nicht leben können. Daher freut es mich,

dass Arbeitsministerin Andrea Nahles innerhalb

kurzer Zeit einen Gesetzentwurf für den Mindest-

lohn vorgelegt hat. Kritisch sehe ich allerdings die

Ausnahmen bei den Langzeitarbeitslosen, die für

die ersten sechs Monate nach der Beschäftigungs-

aufnahme von der Mindestlohnregelung ausge-

nommen werden sollen. Hier muss es uns gelin-

gen, Regelungen zu finden, die einen Missbrauch

der Ausnahmen verhindern.

Neben dem Mindestlohn haben wir ein weiteres

unser großen Projekte angestoßen. Der Bundestag

diskutierte in erster Lesung über das Rentenpaket

und verwies dieses an die zuständigen Fachaus-

schüsse. Mit dem Rentenpaket wird die Lebens-

leistung in der Rentenversicherung besser hono-

riert. Als Beispiel dafür steht die abschlagsfreie

Rente ab 63 Jahren, wenn 45 Beitragsjahre vorlie-

gen. Weiter ist eine Verbesserung für Menschen

erreicht worden, die aus gesundheitlichen Grün-

den nicht mehr arbeitsfähig sind – Stichwort Er-

werbsminderungsrente. Darüber hinaus verbessert

sich die Anerkennung von Kindererziehungszei-

ten in der Rente. Dies ist mir gerade hinsichtlich

der vielen Mütter wichtig, die in hohem Maße von

Altersarmut bedroht sind.

Ein weiterer Punkt, der in der allgemeinen Wahr-

nehmung vielleicht ein wenig untergegangen ist,

aber Beachtung verdient, ist das Thema der Min-

derheitenrechte im Bundestag – also die Rechte

der Opposition. Für mich ist es selbstverständlich,

dass eine starke Regierung eine starke Opposition

braucht, um einen lebendigen und notwendigen

Wettstreit in einer Demokratie zu gewährleisten.

Daher begrüße ich den Vorstoß von Union und

SPD, der Opposition mehr Rechte einzuräumen.

Am Donnerstag stand ein auch für unsere Region

wichtiges Thema auf der Tagesordnung. Die Bun-

desregierung brachte die Novellierung des Arbeit-

nehmer-Entsendegesetzes ein, die eine Aufnahme

der Fleischverarbeitung in den Branchenkatalog

des Gesetzes vorsieht. Ziel ist die Verbindlichkeit

des neuen Mindestlohntarifvertrages für alle Ar-

beitgeber und -nehmer in der fleischverarbeiten-

den Industrie. Uns allen sind die teilweise schlech-

ten Arbeitsbedingungen, unter denen ja meist aus-

ländische ArbeitnehmerInnen leiden, bekannt. Zu

Dumping-Löhnen arbeiten diese viele Stunden,

um am Ende des Tages noch für fragwürdige Un-

terbringungen zur Kasse gebeten zu werden. In ei-

ner Vielzahl von Veranstaltungen, erst kürzlich

beim DGB in Coesfeld, wurde deutlich, die Bür-

gerinnen und Bürger wollen solche Art von Arbeit

nicht. Daher begrüße ich die Novelle und hoffe,

dass durch sie die Art und der Wert der Arbeit in

der Fleischindustrie verbessert werden kann.

Ihr


